[image: image1.png]VSAV VEREINIGUNG SCHWEIZERISCHER AMTSVORMUNDINNEN UND AMTSVORMUNDE
ASTO 'ASSOCIATION SUISSE DES TUTRICES €1 TUTEURS OFFICELS
ASTU 'ASSOCIAZIONE SVIZZERA DELLE TUTRICI E DEI TUTORI UFFICIALl





Bedingte Erbschaft und Transfer einer Kindesvermögensverwaltung nach Deutschland
Sachverhalt

Ein Ehepaar mit drei Kindern (alle deutsche Staatsangehörige) hat im Jahre 1992 einen Ehe- und Erbvertrag abgeschlossen. Der Ehemann verstarb vor zwei Jahren. Sein Nachlass beträgt insgesamt 20 Millionen. Die überlebende Ehefrau erhält die Hälfte des Nachlasses, die Kinder teilen sich die andere Hälfte. 
Eine Klausel des Ehevertrages lautet, dass die Kinder zum Zeitpunkt des Erbanfalls nur Anspruch auf Auszahlung des ihnen zukommenden gesetzlichen Pflichtteils haben. An dem über dem Pflichtteil liegenden Erbanteil besteht lediglich ein Nutzungsrecht (Zinsen und Erträge). Erst nach vollendetem 30. Lebensjahr erhalten die Kinder die uneingeschränkte Verfügungsberechtigung.
Eine andere Klausel lautet, dass - sollte sich der überlebende Ehegatte nach dem Ablegen des ersten Ehegatten wieder verheiraten oder in einem länger als fünf Jahre dauernden Konkubinats- oder ähnlichem Verhältnis leben - der überlebende Ehegatte rückwirkend auf den gesetzlichen Pflichtteil gesetzt wird und die gemeinsamen Nachkommen zu gleichen Teilen die gesamte verfügbare Quote des vorverstorbenen Ehegatten erhalten.
In der Folge errichtete die Vormundschaftsbehörde für die Erbteilung für die drei Kinder eine Vertretungsbeistandschaft gemäss Art. 392.2 ZGB. Es zeigte sich, dass auch die Mutter infolge ihres gesundheitlich labilen Zustandes zur Wahrung ihrer Interessen im Nachlassverfahren Unterstützung durch eine Beistandschaft gem. Art. 392 Ziff.1  ZGB brauchte. Die Kinder erhielten einen Pflichtteil von je 800'000,  je ca. 2.6 Millionen wurden zur Auszahlung per 30. Lebensjahr angelegt. Für die Kinder wurde nun eine Beistandschaft gem. Art. 325 ZGB angeordnet. Der Beistand wurde auch beauftragt, die Klausel mit der Wiederverheiratung im Auge zu behalten.
Die Mutter der Kinder war infolge der grossen Belastung psychisch erkrankt, für sie wurde eine Beistandschaft gem. Art. 394 ZGB errichtet. Der Beistand verwaltet ihr Vermögen von insges. 10 Millionen, wovon 5 Millionen wegen der Wiederverheiratungsklausel sichergestellt wurden und in einer Immobilie angelegt werden sollen.
Der Beistand der Mutter berichtet nun, dass die Frau im letzten Jahr über 450'000.-- ausgegeben habe (gegenüber Einnahmen von 500'000, davon mussten Steuern in Höhe von 250'000 bezahlt werden). Sie könne sich nicht vorstellen, von "nur" z.B. 10'000.-- pro Monat zu leben. Sie hat sich auch vorgenommen, wieder ein Geschäft zu gründen. Er wisse nicht, wofür sie das Geld ausgebe, sie mache z.B. teure Reisen. Mich beschleicht ein sehr ungutes Gefühl. Auf meine Nachfrage, wann die 5 Millionen mündelsicher angelegt werden, meint der Beistand, die Situation dafür sei derzeit nicht günstig, es gäbe keine passenden Immobilien.
Ausserdem erzählt der Beistand jetzt, dass die Frau mit ihren drei Kindern zurück nach Deutschland ziehen wird. Die Kinder sind dort bereits in einer Privatschule angemeldet worden.
Was muss die Vormundschaftsbehörde jetzt tun? 
Muss die Massnahme für Mutter und Kinder nach Deutschland übertragen werden? Wer ist dort unser Ansprechpartner? 
Was ist mit dem Kindesvermögen, das bis zum 30. Lebensjahr sichergestellt bleiben muss? Bleibt es hier auf der Schweizer Bank? Bleibt der Beistand gem. Art. 325 ZGB für die Kinder im Amt oder ernennt die deutsche Behörde einen Mandatsträger?
Falls die Beistandschaft der Mutter nicht aufzuheben ist, erlischt diese bei Umzug nach Deutschland oder wird sie übertragen?
Bleibt der wegen der Wiederverheiratungsklausel sichergestellte Anteil der Ehefrau von 5 Mill. in der Schweiz? Unter wessen Aufsicht?
Der Beistand der Kinder ist leitender Angestellter in dem Unternehmen, in dem die Mutter vor ihrer Erkrankung Geschäftsführerin war. Der Beistand der Mutter ist ein enger Freund der Familie, der bereits für den Schwiegervater die Kohlen aus dem Feuer geholt hat, später dann für den Sohn bis zu dessen Freitod und nun eben auf die junge Frau achtet. Die Mandatsträger waren auf Wunsch der Mutter ernannt worden. Insgesamt ist mir gar nicht wohl, vor allem aber interessiert mich, ob und was geschehen muss, wenn die Frau mit ihren Kindern nach Deutschland zieht.
Erwägungen

1. Der genaue Wortlaut des Ehe- und Erbvertrages und der Erbteilungsvertrag sind dem Begutachter nicht bekannt, weshalb die nachfolgenden Ausführungen unter dem Vorbehalt stehen, dass vertraglich unter den je betroffenen Parteien keine andern Abmachungen gelten. So scheint aufgrund der Schilderung nicht mit abschliessender Sicherheit geklärt, ob 

a. die Kinder zwar Erben auf dem gesamten gesetzlichen Erbteil werden, wobei der Pflichtteil ihnen unbelastet und der über den Pflichtteil hinausgehende gesetzliche Erbteil mit einer Verfügungsbeschränkung versehen ist, welche durch ein Verwaltungsmandat der Mutter oder eines aussenstehenden Verwalters sichergestellt wird, oder 

b. die Kinder im Rahmen der Erbteilung eigentumsmässig auf den Pflichtteil eingesetzt wurden und die restlichen Vermögenswerte unter Einschluss des verfügungsbeschränkten Anteils der Kinder ins Eigentum der Mutter überführt wurden und daher den Kindern erst im Alter von 30 Jahren zugewiesen werden, oder ob diese verfügungsbeschränkten Nachlassanteile vorderhand im Eigentum der Erbengemeinschaft verbleiben (was u.U. einer Nacherbeneinsetzung entsprechen könnte).

2. Zur Diskussion steht einmal die Verwendung des Erbteils der Witwe. Sie steht unter Beistandschaft gemäss Art. 394 ZGB und ist daher in ihrer Handlungsfähigkeit nicht beschränkt. Wenn diese Beistandschaft errichtet worden ist, ohne dass ein Vermögensinventar errichtet und in diesem Kontext festgelegt wurde, welche Vermögenswerte der Verbeiständeten zur freien Verfügung, welche dem Beistand zur alleinigen Verwaltung und welche Vermögenswerte bei der Vormundschaftsbehörde sicher hinterlegt worden sind (vgl. ZVW 2004 S. 217 ff.), bestehen tatsächlich grundsätzliche Ungewissheiten, welche schlimmstenfalls haftungsrechtlich relevant werden könnten. Im vorliegenden Fall dürfte allerdings davon keine Rede sein, weil Ausgaben von Fr. 450'000 Einnahmen von Fr. 500'000 gegenüberstehen und daher das ehemalige Nachlasssubstrat nicht der Gefahr ausgesetzt ist, allfälligen Forderungen der Kinder nicht gerecht werden zu können. Ein schlechtes Gefühl müsste man hier meines Erachtens deshalb nicht haben.

3. Ob die Beistandschaft für die Mutter noch gerechtfertigt ist, lässt sich anhand der Fallschilderung nicht beurteilen. Mit dem Wegzug nach Deutschland würde sie nicht von Gesetzes wegen dahinfallen (im Gegensatz z.B. zur Kindesvermögensverwaltungsbeistandschaft Falle des Erreichens der Volljährigkeit der Kinder). Die vormundschaftsbehördlichen Organe (Vormundschaftliche Behörden und Mandatsträger) behalten die Verantwortung für den Schutz der betreuten Personen, solange die Massnahmen nicht aufgehoben, dahingefallen oder übertragen worden sind.



4. Eine Übertragung vormundschaftlicher Erwachsenenschutzmassnahmen in ein anderes Land ist von daher problematisch, weil die jeweiligen Rechtsordnungen selten ein übereinstimmendes Massnahmensystem kennen. Daher werden in der Regel im Aufnahmeland neue, der dortigen Rechtsordnung und dem Schutzbedürfnis der betroffenen Person entsprechende Massnahmen errichtet, welche die Massnahme des Herkunftslandes ablöst. Bei Auslandberührungen mit Deutschland kann in Kinderbelangen auf ein (altes) bilaterales Abkommen aus dem Jahre 1915  zurückgegriffen werden (Erklärung zwischen der Schweiz und dem Deutschen Reich über den Geschäftsverkehr in Vormundschaftssachen, SR 0.211.231.022), welches die kantonal zuständigen Direktionen (in Zürich ist es die Justizdirektion) ermächtigt, direkt mit den zuständigen Behörden des deutschen Reiches (damaliger Terminus) zu verkehren und den diplomatischen Weg nur zu beschreiten, wo es aus besondern Gründen angezeigt erscheint. Als Vermittlungsstelle kann Ihnen zudem das Deutsche Institut für Jugendhilfe und Familienrecht, Heidelberg, Postfach 102020, 69010  Heidelberg dienen. Über dieses Institut empfiehlt sich die Klärung der Frage, welche Anschlussmassnahmen bei welcher Behörde beantragt werden können, falls die fragliche Familie nach Deutschland ziehen sollte. Dabei wäre ja grundsätzlich nicht ausgeschlossen, eine Verwaltungsbeistandschaft auch am Ort , wo das Vermögen in seinem Hauptbestandteil verwaltet wird, zu führen (Art. 396 Abs. 2 ZGB).


5. Zur Person des Beistandes: Derjenige der Mutter darf eine Vertrauensperson der Mutter sein, wenn er zu seinem Amt fähig ist. Was den Beistand der Kinder anbelangt hat die ihn ernennende Behörde damals kaum dem Umstand der Befangenheit Rechnung getragen. Es ist schwer vorstellbar, dass ein (ehemals) Untergebener die nötige Distanz zu den Interessen der Mutter aufweist. Diesem Mangel kann durch eine enge Bindung des Beistandes an die Weisungen der VB (analog Art.  418 ZGB) begegnet werden.

6. Letztlich ist noch auf den Umstand hinzuweisen, dass die Kinder selbst ihre Interessen zu wahren haben, um im Alter von 30 Jahren die unbeschränkte Verfügung über ihren vollen Erbanteil zu erhalten. Wenn die Mutter als Inhaberin der elterlichen Sorge keine Gewähr hiefür bietet, lässt sich während der Unmündigkeit der Kinder eine Kindesvermögensschutzmassnahme rechtfertigen, nach dem 18. Altersjahr hat sich die Vormundschaftsbehörde aber nicht mehr einzumischen, wenn seitens der Berechtigten kein qualifizierter Schutzbedarf (Geisteskrankheit, Geistschwäche, Trunksucht, Misswirtschaft etc.) besteht. Die Durchsetzung erbrechtlicher Auflagen und Bedingungen ist primär Sache der berechtigten Privaten.




Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter, lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 27. Mai 2005
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